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§ 1 

Einleitung 

Das Grundgesetz gewährleistet in Art . 9 Abs. 1 mi t dem Recht, Ver-
eine und Gesellschaften zu bilden, das Prinzip freier  und sozialer Grup-
penbildung1. 

Auf dieser Grundlage existieren allein im Bundesgebiet über 50 000 
Sportvereine2. Neben den kleinen Korporationen mit lediglich lokaler 
Bedeutung haben sich in zunehmendem Maße auch im Bereich des 
Sports Vereine und Verbände mit einer erheblichen sozialen und tei l-
weise auch wirtschaftlichen Machtposition entwickelt. Dafür ist insbe-
sondere die Organisation des Fußballs in der Bundesrepublik Deutsch-
land mi t der mehrfach gestaffelten  Verbandspyramide, an deren Spitze 
nationale und internationale Verbände stehen, ein typisches Beispiel3. 

Für den einzelnen Fußballer als auch für jeden Fußballverein besteht 
der faktische Zwang, sich der zuständigen Organisation im Deutschen 
Fußballbund anzuschließen4. Nur die Mitgliedschaft in diesem Verband 
erlaubt die Teilnahme an Meisterschaftsspielen und damit die Aus-
übung des Fußballsports. Für Freundschaftsspiele zwischen Nichtmit-
glieds-5 und Mitgliedsvereinen der Verbände bedarf  es sogar einer Son-
dergenehmigung des zuständigen Fußballverbandes6. Al le in durch den 
Beitr i t t w i rd die Möglichkeit eröffnet,  die vielfältigen und zahlreichen 
sonstigen Verbandsleistungen, die die Sportverbände aus eigenen Mi t -
teln, aber auch aus Mit te ln der öffentlichen  Sportförderung  für die 
ihnen angeschlossenen Mitglieder erbringen, in Anspruch zu nehmen. 

Die Anerkennung eines Verbandes7 als der für die Regelung eines 
bestimmten Lebensbereichs oder für die Erbringung bestimmter solcher 

1 BVerfGE 38, 281, 302. 
2 Vieweg,  Jus 1983, S. 825 ff. 
8 Vgl. zum Aufbau des Deutschen Fußball-Bundes die Ausführungen unter 

§14. 
4 So auch Schlosser,  Vereins- und Verbandsgerichtsbarkeit, S. 27 ff.; 

Schultze-v.  Lasaulx  in : Soergel / Siebert, BGB vor § 21 Rdnr. 51 ff. 
5 Sog. Theken- und Betriebsmannschaften. 
β Vgl. u. a. die §§ 11, 11 a DFB-Spielordnung. 
7 Synonym für den Begri f f  Verband werden die Begriffe  Spitzenverein, 

Spitzenverband, Spitzenorganisation, Zentralverein, Zentralverband und 
Dach verband gebraucht; die folgenden Ausführungen beschränken sich auf 
die Begriffe  Spitzenverein, Dachverband und schlicht Verband. 
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Leistungen zuständigen Organisation führt  faktisch zu einer monopol-
artigen Stellung der betreffenden  Vereinigung, wobei die Anerkennung 
sowohl durch die betroffenen  Mitglieder als auch von außen durch 
staatliche oder nichtstaatliche, nationale oder internationale Stellen er-
folgen kann8. 

Uber den Kreis der unmittelbar erfaßten Mitglieder hinaus entfalten 
bei solch monopolartigen Vereinigungen die im Wege der Selbstordnung 
gesetzten Verbandsnormen häufig auch eine tatsächliche Bindungswir-
kung gegenüber Dritten. So können sog. Nichtmitglieder, wollen sie 
sich in dem vom betreffenden  Verband beherrschten Bereich betätigen, 
gezwungen sein, sich durch entsprechenden Vertrag der Verbandsge-
walt und insbesondere auch den Regeln des Verbandes ganz oder tei l-
weise zu unterwerfen.  Eine Möglichkeit, im Wege der innerverband-
lichen Willensbildung auf die Ausgestaltung der Ordnung einzuwirken, 
erhalten sie jedoch meist nicht. Bekanntestes Beispiel hierfür  sind die 
Berufsfußballspieler,  die sich als Nichtmitglieder vertraglich der Ver-
einsgewalt des DFB unterwerfen  müssen, um überhaupt ihren Beruf 
ausüben zu können9. 

Zur inhaltlichen Ausgestaltung der durch Art . 9 Abs. 1 GG garan-
tierten Vereinsfreiheit  hat das Bundesverfassungsgericht  im Mitbe-
stimmungsurteil10 vom 1. März 1979 wie folgt ausgeführt: 

„Der Schutz des Grundrechts umfaßt sowohl für die Mitgl ieder als auch 
für die Vereinigung die Selbstbestimmung über die eigene Organisation, 
das Verfahren  ihrer Wil lensbi ldung und die Führung ihrer Geschäfte.. . 
Al lerdings kann das nicht bedeuten, daß jede staatliche Regelung der 
Organisation und Wil lensbi ldung von Vereinigungen durch Ar t . 9 Abs. 1 
GG ausgeschlossen ist. Vereinigungsfreiheit  ist i n mehr oder minder gro-
ßem Umfang auf Regelungen angewiesen, welche die freien Zusammen-
schlüsse und ih r Leben in die allgemeine Rechtsordnung einfügen, die 
Sicherheit des Rechtsverkehrs gewährleisten, die Rechte der Mitgl ieder 
sichern und den schutzbedürftigen Belangen Dr i t ter oder auch öffentlicher 
Interessen Rechnung tragen." 

Die für die Gestaltung des Vereinswesens wesentlichen Regelungen 
finden sich im Bürgerlichen Gesetzbuch. Das in den §§21 ff.  BGB nor-
mierte Vereinsrecht stellt jedoch nur eine dürft ige 11 und mit wenigen 
Ausnahmen auch nur dispositive Regelung12 dar. Das Vereinsmodell 
des BGB geht dabei von einem kleinen, vorwiegend geselligen Verein 

8 Nicklisch,  Inhaltskontrol le, S. 42. 
9 Zur Zulässigkeit eines solchen Vertrages vgl. insbes. Lukes  in : Festschrift 

Westermann, S. 325 ff. 
1 0 BVerfGE 50, 290, 354. 
1 1 Zu den Gründen der „Dür f t igke i t "  vgl. Ballerstedt  in : Festschrift  Knur , 

S. 1 ff.,  14 f. 
12 Nicklischy  Inhaltskontrol le von Verbandsnormen, S. 18; Wiedemann , Ge-

sellschaftsrecht,  Bd. 1, § 2 I I 1, S. 113. 
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mit freiwil l iger  Mitgliedschaft und allenfalls lokaler Bedeutung aus13. 
Dies kommt auch in verschiedenen Bestimmungen des Vereinsrechts 
zum Ausdruck. Die Vereinsrechtssetzung und die Entscheidung über 
andere wichtige Vereinsbelange obliegt der Beschlußfassung der Mi t -
gliederversammlung; die Vereinsmitglieder sollen selbst über die An-
gelegenheiten des Vereins entscheiden. Bei der Änderung des Vereins-
zwecks ist sogar die Zustimmung aller Mitglieder erforderlich 14. 

Da aber auch bei kleineren Vereinen Entscheidungen grundsätzlich 
nur nach dem Mehrheitsprinzip getroffen  werden, sichert § 39 Abs. 1 
BGB — danach sind die Mitglieder zum Austr i t t aus dem Verein be-
rechtigt — als Korrelat die Freiwil l igkeit der Mitgliedschaft. Bei Nicht-
bi l l igung einer Vereinsentscheidung steht es dem einzelnen Mitgl ied 
grundsätzlich frei,  den Verein zu verlassen und sich einem anderen 
Verein anzuschließen. Dieser Selbstregulierungsmechanismus, auf dem 
die Gewährung der Vereinsautonomie gerade beruht, funktioninert 
auch heute in der Mehrzahl der Vereine. 

Haben Verbände und Großvereine aber eine monopolartige Stellung 
inne, so ist dieser vom Gesetzgeber vorgesehene Selbstregulierungs-
mechanismus des Vereinswesens im wesentlichen aufgehoben. In zahl-
reichen Fällen nehmen die in der Rechtsform des Vereinsrechts gebil-
deten Vereinigungen Funktionen wahr und haben damit zusammen-
hängende Machtpositionen erlangt, die sich von dem Leitmodell des 
kleinen, unbedeutenden, vorwiegend geselligen Vereins mi t f re iwi l l i -
ger Mitgliedschaft weit entfernt haben15. 

Bei diesen Vereinigungen reduziert sich die Freiheit des Einzelnen 
auf die Möglichkeit, sich dem Verband anzuschließen und diesem dann, 
unabhängig davon, in welcher Weise er von seiner Normsetzungsmacht 
Gebrauch macht, anzugehören oder aber gänzlich auf die Betätigung 
in dem vom Verband beherrschten Lebensbereich zu verzichten1®. 
Letzteres kann angesichts der wirtschaftlichen bzw. sozialen Bedeutung 
auch im Bereich des Sportwesens unzumutbar sein. Damit verlieren 
Eintr i t t und Austr i t t aber ihre ursprüngliche Kontrol l funkt ion 17 . 

1 3 Vgl. hierzu Teubner,  Organisationsdemokratie, S. 21 ff.;  Nicklisch  in : Ver-
bandsautonomie und Verfassungsrecht,  S. 6; Lessmann, Wirtschaftsverbände, 
S. 5; Kubler,  Die Verbände in der Demokratie und ihre Regelungsprobleme, 
Verhandl. 52. DJT Bd. I I , Tei l P, S. 7; ders.,  Gesellschaftsrecht § 33 I, S. 393 
jeweils m i t w. N. 

1 4 § 33 Abs. 1 S. 2 BGB. 
15 Nicklisch,  Inhaltskontrol le, S. 11; hierzu auch Teubner,  Organisations-

demokratie, S. 21 ff.;  Kubier  y  Gesellschaftsrecht § 33 I, S. 393 m. w. N. 
16 Teubner,  Regelungsprobleme der Verbände, JZ 1978, 545 ff.;  Kubier, 

Gesellschaftsrecht § 33 I I I 1, S. 400; Nicklisch,  Inhaltskontrol le, S. 43; zuletzt 
auch B G H N W 1984, 918. 

17 Teubner,  Organisationsdemokratie, S. 61, 262; Nicklisch,  Inhaltskontrol le, 
S. 43. 


